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Ärztliche Versorgung
in der Schweiz

Der Vertragszwang zwischen Ärzten
und Krankenkassen soll aufgehoben
werden; Krankenkassen sollen die Zu-
sammenarbeit mit «ineffizienten und
unwirtschaftlichen» Arztpraxen ableh-
nen können («Freie Arztwahl, ade»,
NZZ 14. 3. 25). So will es dieMotion des
Mitte-Ständerats Peter Hegglin, die der
Nationalrat wohlwollend aufgreift.

Würde die Motion im Alltag umge-
setzt, hätte sie schlimme Folgen für die
ärztliche Versorgung in der Schweiz.
Man blicke bloss über den grossen
Teich, zu den USA: Für jede Behand-
lung sind zäheVerhandlungen zwischen
den Leistungserbringern und den Kran-
kenkassen die Regel, mit exzessiver
Bürokratie und beileibe nicht etwa ge-
ringeren Kosten.

In der Schweiz herrscht zunehmend
Ärztemangel.Ärzte mit angeblich «wirt-
schaftsorientierten Optimierungen» zu
frustrieren, ist keine zukunftsträch-
tige Lösung. Wer will denn, und wie,
die «Wirtschaftlichkeit» der Leistungen
einer Arztpraxis objektiv berechnen?

Einfach die Kosten aufzurechnen, ge-
nügt bei weitem nicht.Zu hoffen ist, dass
dasVolk den Schlussstrich ziehen wird –
mit einer saftigenAblehnung des politi-
schen Vorhabens.

Prof. em. Martin Fey, ehem. Chefarzt
am Inselspital Bern, Zollikofen

Die Zukunft
der integrativen Schule

Kleingruppen sind generell zu befürwor-
ten, aber lasst die Lehrer in den Klas-
senzimmern endlich allein unterrichten
(«Allianz aus SVP, FDP und GLP will
Förderklassen», NZZ 17. 3. 25).

Zeitinseln halte ich für unrealistisch.
Kaum haben sich Schüler an mehr Frei-
raum gewöhnt, müssen sie zurück in die
alte Klasse, wo die Probleme begon-
nen haben. Das ist nicht einmal gut ge-
meint, sondern fernab vom Alltag in
einer Grundschule. Es ist Zeit für einen
Wechsel der Perspektive.

Ärzte verlangen schon lange mehr
Bewegung, weniger sitzen, Aktivitäten
im Freien und mehr Sport. Das betrifft
die ganze Gesellschaft, nur – die Alten
sind selbst verantwortlich für ihre Ge-
wohnheiten, den Kindern wird das Sit-
zen «pädagogisch» verordnet.

Neulich las ich eine Studie zur Ent-
wicklung von Knaben, die angeblich
mehr Bewegung brauchen. Sie sind
unruhig und zu wenig körperlich ge-
fordert und stören deshalb häufig den
Unterricht.

Es bliebe zu wünschen, dass dieser
Rat allgemein umgesetzt würde. Dann
müsste man vielleicht über Förder-
gruppen und -klassen gar nicht reden.
Man wird nämlich nicht verhaltensauf-
fällig geboren.

Im Schulwesen wird seit Jahren über
die gleichen Themen gestritten mit den
gleichen Argumenten. Es ist nicht ein-
zusehen, dass Kinder ab dem sechsten

Altersjahr vier bis sechs Stunden sit-
zen sollen.Wissen und Bildung müssen
nicht unbedingt im Sitzen und im Schul-
zimmer verabreicht werden.Es gibt viel-
seitige Lernmöglichkeiten ausserhalb
des Schulzimmers.

Aber in manchen Kantonen ecken
Lehrer an, wenn sie mit den Kindern
«an die frische Luft» wollen. Zuerst
muss ein Gesuch gestellt werden, dann
müssen die Eltern ihr Einverständnis ge-
ben, und bis das alles eingeholt ist, ist die
Sonne schon lange untergegangen.

Sigrun Zink, ehem. Lehrerin, Rüti (ZH)

Eine ganze Reihe Gründe sprechen für
die Rückkehr zum System mit kleinen
Förderklassen. Am meisten Gewicht
wird oft der Frage beigemessen, wel-
che Auswirkungen integrierte Kinder
auf den Unterrichtsablauf in der nor-
malen Klasse haben.Bekanntlich leider
nicht nur positive.

Ein anderer Punkt, dünkt mich, wird
demgegenüber viel zu wenig erwähnt.
Wie wirkt sich umgekehrt das Umfeld
der Normalklasse auf die integrierten
Kinder aus? Sind sie glücklich? Wer-
den sie akzeptiert? Vermögen sie dem
Unterricht zu folgen? Man weiss aus
zahlreichen Berichten, dass dies alles
oft nicht zutrifft.

Sie bleiben in diversen Belangen
trotz Eingliederung auf ihre Art sepa-
riert. Und Kinder zum Beispiel, welche
ständig stören, dürfen nicht auf freudige
Akzeptanz bei den andern hoffen. Der
normale Unterricht überfordert oft so-
wohl Kinder mit einer Lernschwäche als
auch Verhaltensauffällige.

Es ist deshalb ein grosser Fehler, zu
glauben,mit der Integration sei den be-
troffenen Kindern a priori gedient und
man verhelfe ihnen dadurch zu einem
freudigeren Dasein. Nur wird dieses
zentrale Argument pro Kleinklasse
vor lauter Theorie und Ideologie meist
ignoriert.

Hans-Peter Köhli, Zürich

Die «integrative Schule» wird zurzeit
heiss diskutiert. Was mir als Schulleite-
rin dabei völlig fehlt, ist die Anerken-
nung der enormen Komplexität. Wir
diskutieren, als verständen wir alle das
Gleiche unter «Verhaltensauffälligkeit»
und als wäre dies ein statisches Persön-
lichkeitsmerkmal.

Verhalten entsteht aber immer in
Wechselwirkungen, abhängig von inne-
ren und äusseren Umständen. Wie oft
habe ich erlebt, dass ein Kind in einer
neuen Klasse «verhaltensauffällig»
wurde – und wie oft, dass sich das Ver-
halten wieder «normalisierte», häufig
mithilfe von wertvoller pädagogischer
Arbeit der Mitarbeitenden. Stellen Sie
sich vor: Kinder entwickeln sich.

Ein zielführender Umgang mit kom-
plexen Herausforderungen ist nicht die
Komplexitätsreduktion – Kleinklassen –,
sondern die Entwicklung von differen-
zierten Lösungen, am allerbesten an der
Schule selbst.

Schulen brauchen dafür einen krea-
tiven Spielraum, der mit genügend Res-
sourcen ausgestattet ist. Je nachdem, auf
welcher Ebene die Herausforderungen
liegen, sind verschiedene,massgeschnei-
derte Ansätze gefragt: von durchlässi-
gen, sozialpädagogisch ausgerichteten

Gruppenangeboten über Familienklas-
senzimmer, niederschwellige therapeuti-
sche Angebote, Stärkung des interdiszi-
plinären Netzwerks, erlebnispädagogi-
sche Klasseninterventionen bis hin zu
Coachings und Beratung für Lehrperso-
nen und noch vieles mehr.

Die integrative Schule ist nicht ge-
scheitert, sondern wir müssen sie –
immer – weiterentwickeln.

Sarah Bolleter, Winterthur

Aus der Geschichte
lernen

Einige Zitate aus Marc Tribelhorns
lesenswertem Beitrag über den ame-
rikanischen Isolationismus sollte
man sich einprägen («Die eigen-
nützige Politik der USA ist nicht
Trumps Idee, sondern der Normalfall»,
NZZ 15. 3. 25).

Als die USA angefangen hatten,
«eine möglicheVorherrschaft des Deut-
schen Reichs in Europa als Bedrohung
für sich zu sehen», griffen sie in den
Ersten Weltkrieg ein. Die Geschichte
wiederholte sich 1939. Nach dem Ein-
marsch derWehrmacht in Polen änderte
Roosevelt den Kurs der strikten Neutra-
lität ausAngst, «Hitler würde sonst bald
Eurasien beherrschen und dann auch
Amerika bedrohen». Die USA sollten
«zum Arsenal der Demokratie» wer-
den. Und heute?

Der russische Diktator überfällt sei-
nen souveränen Nachbarstaat, verhehlt
seine weiteren territorialen Ansprüche
RichtungWesten nicht und bedroht die
liberalen Demokratien Europas.

Mit seiner geradezu feindseligen
Gleichgültigkeit gegenüber Europa ver-
rät Trump hehre Grundsätze der ame-
rikanischen Vergangenheit und igno-
riert, dass es nicht nur «keine Sicher-
heit in der Passivität gibt», sondern dass
sie sich vielmehr zur Bedrohung aus-
wachsen kann.

In der global vernetztenWelt kann
man einen Kontinent nicht einfach
ausblenden.

IrèneThomann,Winterthur

An unsere Leserinnen
und Leser

Wir danken allen Einsenderinnen
und Einsendern von Leserbriefen
und bitten umVerständnis dafür,
dass wir über nicht veröffentlichte
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digen Postadresse desAbsenders
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TRIBÜNE

Nicht am falschen Ort
sparen
Gastkommentar
von SABINE SÜSSTRUNK

Studien gehen davon aus, dass für jeden in Forschung und Entwick-
lung investierten Franken mindestens drei Franken in die Volks-
wirtschaft zurückfliessen. Für die OECD ist folglich seit einem
Vierteljahrhundert klar: Im System der volkswirtschaftlichen Ge-
samtrechnung werdenAufwendungen für Forschung und Entwick-
lung als Investitionen behandelt – nicht bloss als laufende Kosten.

Dieser Grundsatz ist bei der Umsetzung der Schuldenbremse
und den Sparvorschlägen des Bundesrates zu berücksichtigen.
Die Expertengruppe zurAufgaben- und Subventionsüberprüfung
unter Leitung von Serge Gaillard empfahl aber unter anderem
auch tiefgreifende Einschnitte in Bildung, Forschung und Innova-
tion – darunter Budgetkürzungen für den Nationalfonds und die
Innovationsagentur Innosuisse sowie höhere Studiengebühren für
Studierende der ETH und der kantonalen Hochschulen.Der Bun-
desrat folgte diesen Empfehlungen weitestgehend.

EineAnalyse möglicherAus- undWechselwirkungen liegt in-
dessen nicht vor. Folglich wird beispielsweise nicht klar, warum
eine Budgetkürzung beim Nationalfonds von genau 10 Prozent
vertretbar sein soll, inwieweit das Gleichgewicht von Bund und
Kantonen bei der Bildungsfinanzierung gewahrt bleibt oder wie
die deutliche Erhöhung der Studiengebühren mit der in der Bun-
desverfassung verankerten Chancengerechtigkeit in Einklang
gebracht werden kann.

Um eine strategische Priorisierung der Sparvorschläge zu er-
möglichen, sollte dem Parlament nicht wie geplant ein Gesamt-
paket, sondern vielmehr ein Bündel an Vorschlägen unterbrei-
tet werden. Auf dieser Basis können die Ansätze einzeln disku-
tiert und Schwerpunkte gesetzt werden. Die Vermeidung einer
solchen Debatte mag verhandlungstaktisch nachvollziehbar sein,
aus demokratiepolitischer und strategischer Sicht ist dieses Vor-
gehen jedoch abzulehnen.

Der Schweizerische Wissenschaftsrat (SWR) als Beratungs-
organ des Bundes empfiehlt Regierung und Parlament, die ge-
planten Einschnitte im Bereich Bildung, Forschung und Innova-
tion so nicht umzusetzen. Der SWR sieht seine Ablehnung als
Empfehlung für einen nachhaltigen Umgangmit öffentlichenGel-
dern. Denn «Wissen» – hier verstanden als Bildung, Forschung
und Innovation –, das schon lange in jeder Sonntagsrede als ein-
ziger Rohstoff der Schweiz geehrt wird, hat als Investition für den
Wirtschaftsstandort und für die demokratische Grundordnung der
Schweiz in den vergangenen Jahren weiter an Bedeutung gewon-
nen. Es ist eine nationale Aufgabe, die benötigten topqualifizier-
ten Arbeitskräfte auszubilden: Die Industrie 4.0 benötigt exzel-
lente Talente und günstige Rahmenbedingungen für betriebliche
und technologische Innovationen.Die rasante wirtschaftliche Ent-
wicklung führt zudem zu gesellschaftlichen Umwälzungen; gefor-
dert sind somit auch soziale Innovationen im Hinblick auf unser
Zusammenleben in der Zukunft.

Heute vorgenommene Kürzungen in Bildung und Forschung
führen morgen zu geringerem volkswirtschaftlichem Wachstum.
Darüber hinaus werden die Folgen für den wissenschaftlichen
Nachwuchs und für dieAttraktivität des Forschungs- und Innova-
tionsstandorts Schweiz erst allmählich und zeitlich verzögert spür-
bar. Es droht ein Abfluss desWissens ins Ausland. Denn der häu-
fig martialisch als «Krieg umTalente» bezeichneteWettbewerb um
die fähigsten und originellsten Forscherinnen und Forscher ist glo-
bal und wird mit harten Bandagen und hohen staatlichen Investi-
tionen geführt.Der demografischeWandel führt zur weiterenVer-
schärfung diesesWettbewerbs.

Die Schweiz gehört heute zu den wettbewerbsfähigsten Län-
dern in Forschung und Innovation. Dieser Erfolg beruht auf der
internationalenAusrichtung, den attraktivenArbeitsbedingungen,
dem stabilen politischen System und der hohen Investitionsbereit-
schaft von Privaten und von der öffentlichen Hand. Damit dies so
bleibt, sind gemeinsame Anstrengungen notwendig für eine lang-
fristig ausgerichtete Finanzierung, mit der Bund und Kantone im
Verbund einen Nährboden für private Initiativen schaffen.

Sabine Süsstrunk ist Präsidentin des SchweizerischenWissenschaftsrates.
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Pfarrer
ohne Theologiestudium
Die reformierte Kirche hat ein Nachwuchsproblem.
Nun überlegt sich die Konkordatskonferenz,
für eine begrenzte Zeit auch Personen auf Pfarrstellen
zu berufen, die nicht Theologie studiert haben.
Gastkommentar von Georg Pfleiderer

Europa verliert
im KI-Wettbewerb
Während die USA und China bei der KI die Entwicklung
dominieren, droht Europa erneut den Anschluss
zu verpassen. Künstliche Intelligenz ist nicht nur
eine wirtschaftliche, sondern eine geopolitische Machtfrage.
Gastkommentar von Lutz Finger

Für die kleiner werdenden reformierten Kirch-
gemeinden wird es in Zukunft weniger Pfarrstellen
brauchen. Aber selbst dafür könnte es bald nicht
mehr genug geeignete Pfarrer geben. Denn immer
weniger junge Leute wollen noch Theologie stu-
dieren. Darum arbeiten Kirchen und theologische
Fakultäten seit Jahren eng zusammen und haben
etwa erfolgreich einen verkürzten Studiengang für
Quereinsteiger entwickelt.

Doch nun scheint die Zukunftsangst bei der
Konkordatskonferenz der reformierten Kirchen
der Deutschschweiz und des Tessins so gross ge-
worden zu sein, dass diese auf eine radikale
Idee gekommen ist. Sie nennt sich «Plan P» und
sieht vor, dass für eine begrenzte Zeit von etwa
zehn Jahren auf Pfarrstellen auch Personen be-
rufen werden können, die zwar irgendetwas stu-
diert haben, aber nicht Theologie. Nur eine «drei-
monatige, bezahlte Berufseinführung» will man
ihnen abverlangen und einen kleinen, berufs-
begleitenden Theologiekurs; auch die einjährige
praktisch-kirchliche Ausbildung, das sogenannte
Vikariat, will man ihnen fast ganz erlassen. Ein-
zige echte Einschränkung: Mindestalter 55 Jahre.
Als Bezahlung für die so generierten älteren Be-
rufslaien sind 80 Prozent eines Pfarrerlohns vor-
geschlagen. Ein so zugeschnittener «Notfallplan»
solle umgesetzt werden, wenn der Mangel sonst
nicht mehr zu beheben sei.

Dieser «Plan P» ist derzeit in alle neunzehn am
Konkordat beteiligten reformierten Kirchen und
zahlreiche andere betroffene Vereinigungen und
Institutionen in die Vernehmlassung gegeben. Aus
informierten Kreisen ist zu hören, dass das Echo
vielerorts ein negatives sein dürfte. Junge Pfar-
rerinnen berichten konsterniert, sie seien gefragt
worden, warum sie denn noch das lange Theologie-
studium auf sich genommen hätten, wenn es nun
auch ganz ohne gehe.Aus Pfarrkonventen wird mit-
geteilt, dass die Idee völlig unausgegoren sei und
dazu geeignet, das ohnehin angeschlagene Image

Nicht erst seit dem jüngsten Eklat zwischen Trump
und Selenski ist klar: Der Wind aus Washington
hat gedreht. Europa sollte künftig für seine eigene
Sicherheit aufkommen. Das umfasst auch die digi-
tale Souveränität. Europa ist in mancher Hin-
sicht in der zweiten industriellen Revolution ste-
ckengeblieben. Digital ist «made in America». Die
USA wollen, dass auch die künstliche Intelligenz
aus Amerika kommt. KI-Modelle aber enthalten
Normen und Werte. Eine KI «made in USA» wird
grossen Einfluss auf Gesellschaft, Politik und Wirt-
schaft ausüben. Wie kann Europa selbständig wer-
den? Emmanuel Macron und Ursula von der Leyen
versprechen Investitionen in Milliardenhöhe. Das
alleine wird nicht helfen. Europa muss die Rahmen-
bedingungen verändern.

Das Internet wurde in Europa erfunden, aber
in den USA skaliert. Google und Facebook be-
stimmen, was wir sehen. Europäische Medien-
häuser passen sich an und folgen heute amerika-
nischen Regeln. In der mobilen Revolution ver-
passten Nokia und Ericsson den Anschluss. Apple
und Google schufen mit den App-Stores ein neues
Marktmodell. Heute zahlen europäische Unterneh-
men eine «digitale Steuer» an die USA: Wer zum
Beispiel ein Hörbuch über Storytel kauft, zahlt eine
Abgabe von bis zu 30 Prozent. Apple führte diese
Gebühr 2008 ein – erst 16 Jahre später reagierte
die EU mit der Digital Markets Act. In dieser Zeit
wuchs Apple auf eine Marktkapitalisierung um
etwa den zwölffachen Firmenwert des deutschen
SAP-Konzerns. Dann kam die Cloud-Revolution.
Auch hier war Europa zuerst vorne. Doch dann
kamen Amazon und Microsoft, europäische Alter-
nativen scheiterten. Unsere Daten liegen heute in
den Händen von amerikanischen Unternehmen.

Es sieht fast danach aus, als würde sich dasselbe
bei der KI wiederholen – mit gravierenden Folgen
für Europa. Wer heute Chat-GPT fragt: «Was ist
Kapitalismus?», erhält eine amerikanische Perspek-
tive – nicht etwa eine französische oder schweize-
rische. KI ist made in America. Europa spielt keine
Rolle. Kürzlich habe ich die Unternehmenswerte
der zehn grössten amerikanischen KI-Firmen mit
denen der zehn grössten europäischen verglichen –
übersetzt in Körpergrösse:1,92 Meter gegen 10 Zen-
timeter. Europa scheint das nicht ändern zu wol-
len – zur Verwunderung selbst der USA. «Europa
verwirrt mich», sagte kürzlich Aneesh Chopra, Mit-
glied des US AI National Security Council, in Be-
zug auf Europas KI-Strategie. Was kann Europa
tun? Macron und von der Leyen versprechen nun
Investitionen. Ein erster Schritt – aber Geld allein
reicht nicht. Das chinesische KI-Unternehmen
Deepseek hat gezeigt, dass man mit wenig Kapi-
tal viel erreichen kann. Europa muss die Rahmen-
bedingungen für Innovation verändern: für Anwen-
dungen, für Daten, für Modelle und für Chips.

Es braucht erstens mehr Anwendungsfreiheit:
Wie kann es sein, dass Europa das Internet erfindet,
aber alle grossen Tech-Firmen heute in den USA
sitzen? Ein Schlüssel war das Gesetz Section 230
der Communications Decency Act (1996). Es
schützt Internetfirmen vor der Haftung für Inhalte
ihrer Nutzer. Das Resultat: Facebook,Youtube und
Twitter. Was wäre, wenn Europa Ähnliches für KI-

Anbieter einführen würde? Weniger Haftung er-
zeugt mehr Spielraum für Innovation. Europäische
KI-Firmen hätten dann eine echte Chance.

Zweitens muss der Zugang zu Daten erleichtert
werden. KI benötigt Daten. Während Europa über
«Datenräume» nachdenkt, hat sich Open AI diese
Daten einfach genommen. Was wäre, wenn be-
stimmte Trainingsdaten von Klagen und Urheber-
rechtsansprüchen ausgenommen wären? Japan hat
genau das getan: KI-Training mit urheberrechtlich
geschützten Werken ist dort erlaubt. Im Gegensatz
zu Europa hat sich Japan damit einen strategischen
Vorteil im globalen KI-Wettbewerb erarbeitet.

Drittens müssen Modelle offengelegt werden,
Open Source reicht nicht. KI besteht aus Modellen
mit Gewichten. Die Gewichte sind das «Wissen»
der KI. Open AI und andere schützen ihre Modell-
gewichte, um ihre Vormachtstellung zu bewahren.
Europa könnte sich der Open-Weights-Bewegung
anschliessen und vorschreiben, dass alle Modelle,
die in Europa genutzt werden, offengelegt werden
müssen. Dies wäre ein massiver Einschnitt für ame-
rikanische Firmen wie Open AI – aber es würde
Europa eine realistische Chance geben aufzuholen.

Viertens Europas Rolle in der Chip-Produktion:
Die USA glauben, dass sie durch Exportbeschrän-
kungen (Chips Act) China davon abhalten können,
leistungsfähige KI-Systeme zu entwickeln. Doch
KI ist Mathematik. Beschränkungen sind nur be-
grenzt wirksam – wie man an Deepseek gesehen
hat. China wird schon bald seine eigene KI-Indus-
trie aufbauen, und die USA werden keinen Hebel
mehr gegen China haben. Wenn das passiert, wird
Taiwan als Chip-Lieferant geopolitisch weniger
relevant – mit unklaren Folgen. Was, wenn Europa
eine andere Strategie fährt und eine eigenständige
Position zwischen den USA und China einnimmt?

All das mag Kopfschütteln hervorrufen. Was ist
mit Verbraucherschutz? Mit Datenschutz? Doch
Regulierung war immer ein Balanceakt zwischen
Bürgerrechten, wirtschaftlichen Interessen und
Sicherheit. Bisher hat sich Europa oft selbst gescha-
det, weil es nicht innovativ genug war. Der Wind hat
gedreht. Es ist an der Zeit, Prinzipien und Regulie-
rungen neu zu überdenken.

Lutz Finger ist Autor des Online-Kurses «Designing and
Building AI Solutions» bei E-Cornell und Gründer der
E-Commerce-Plattform von R2decide Inc.

ihres einstmals hoch renommierten Berufs nach-
haltig zu beschädigen.An den theologischen Fakul-
täten fragt man sich, wie die reformierten Kirchen
ihnen so in den Rücken fallen können. Auch in
etlichen Kirchenleitungen herrscht offenbar Kopf-
schütteln über den radikalen Plan.

Zu hoffen ist, dass diese kritischen Stimmen sich
durchsetzen und der fragwürdige «Plan P» rasch zu-
rückgezogen wird. Gewiss ist der drohende Pfarrer-
mangel ein ernstzunehmendes Problem. Doch
neben Rechtsgelehrsamkeit und Medizin zählt der
Pfarrerberuf traditionell zu den klassischen Pro-
fessionen. Wer würde sich von einer Ärztin ohne

Medizinstudium und praktische Spitalausbildung
einen entzündeten Blinddarm herausschneiden las-
sen? Wer würde sich vor Gericht von einem An-
walt ohne Gesetzeskenntnisse vertreten lassen?
Aber predigen, beerdigen, Konfirmandenunterricht
halten, eine Gemeinde leiten ohne irgendwelche
nennenswerten theologischen Kenntnisse: Das soll
gehen. Pfarrer sein kann – zur Not – jeder?

Tatsächlich ist es eher eine Art Planlosigkeit, die
der «Plan P» erkennen lässt. Es dürfte der säku-
lare Meinungstrend befördert werden, dass in reli-
giösen Dingen ja sowieso jeder fühlen und erzäh-
len könne, was er oder sie wolle. Kirchenmitglie-

der, die sich von Gottesdiensten noch etwas ande-
res erwarten als poppige Hallelujagesänge, triviale
Kalenderspruchweisheiten oder Moralbotschaften,
werden sich in ihren Austrittsneigungen bestärkt
sehen. Manchen Kirchenleitungen scheint das aber
weniger Kopfzerbrechen zu bereiten als der dro-
hende Pfarrermangel.

Die Deprofessionalisierung des religiösen
Fachpersonals wäre nicht nur ein Problem für die
Kirchen; es wäre auch ein gesellschaftliches Pro-
blem. Modernen Gesellschaften, die sich als kriti-
sche, diskursive Wissensgesellschaften verstehen,
kann es nicht gleichgültig sein, ob ihre etablier-
ten religiösen Institutionen Personal einsetzen,
das religiöse Praktiken und religiöse Bildung auf
Augenhöhe mit anderen Kulturfeldern zu vermit-
teln vermag oder nicht.

«Selber denken – die Reformierten.» An die-
sen ihren Slogan sollten sich die Kirchenleitungen
erinnern. Statt einen «Plan P» auszuhecken, soll-
ten sie kreative Ideen entwickeln und zum Bei-
spiel über einen «Plan pP» nachdenken, näm-
lich über einen Plan zur Stärkung des professio-
nellen Pfarrerberufs. Je zahlenmässig kleiner der
pastorale Nachwuchs ist, desto besser ausgebil-
det sollte er sein. Denn die weniger werdenden
Pfarrerinnen und Pfarrer müssen vor Ort künf-
tig verstärkt die Rolle der theologischen Verant-
wortungsträger einnehmen, die andere kirchliche
Angestellte wie Sozialdiakone oder auch ehren-
amtliche Prädikanten und Katechetinnen schulen,
anleiten und theologisch beaufsichtigen.

So könnte der Pfarrermangel nicht zur Bedro-
hung, sondern zur Chance werden. Und die Jekami-
Intuition des «Plans P» käme auch zu ihrem Recht:
Alle, die willig und fähig sind, können mitmachen in
der reformierten Kirche, aber unter Anleitung pro-
fessioneller Pfarrerinnen und Pfarrer.

Georg Pfleiderer ist Professor für systematische Theolo-
gie/Ethik an der Universität Basel.
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Das chinesische
KI-Unternehmen Deepseek
hat gezeigt, dass man
mit wenig Kapital
viel erreichen kann.


